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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1078/2011 DER KOMMISSION 

vom 25. Oktober 2011 

zur Nichtgenehmigung des Wirkstoffs Propanil gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Auf­
hebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Ra­
tes ( 1 ), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gilt die Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates ( 2 ) in Bezug auf das Verfahren und die Bedingungen 
für die Genehmigung von Wirkstoffen, bezüglich derer 
die Vollständigkeit gemäß Artikel 16 der Verordnung 
(EG) Nr. 33/2008 der Kommission vom 17. Januar 
2008 mit Durchführungsbestimmungen zur Richtlinie 
91/414/EWG des Rates in Bezug auf ein reguläres und 
ein beschleunigtes Verfahren für die Bewertung von 
Wirkstoffen im Rahmen des in Artikel 8 Absatz 2 dieser 
Richtlinie genannten Arbeitsprogramms, die nicht in An­
hang I dieser Richtlinie aufgenommen wurden ( 3 ), fest­
gestellt wurde. Propanil gehört zu den Wirkstoffen, für 
die die Vollständigkeit gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
33/2008 festgestellt wurde. 

(2) Mit den Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 ( 4 ) und (EG) 
Nr. 1490/2002 ( 5 ) der Kommission wurden die Durch­
führungsbestimmungen für die zweite und dritte Stufe 
des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der 
Richtlinie 91/414/EWG sowie eine Liste der Wirkstoffe 
festgelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme 

in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG bewertet werden 
sollten. In diesen Listen war auch Propanil aufgeführt. 

(3) Gemäß Artikel 11f der Verordnung (EG) Nr. 1490/2002 
sowie Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe b der genannten Verordnung wurde 
die Entscheidung 2008/769/EG der Kommission vom 
30. September 2008 über die Nichtaufnahme von Pro­
panil in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates 
und den Widerruf der Zulassungen für Pflanzenschutz­
mittel mit diesem Stoff ( 6 ) erlassen. 

(4) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG 
stellte der ursprüngliche Antragsteller (im Folgenden „der 
Antragsteller“) einen neuen Antrag, in dem er die An­
wendung des beschleunigten Verfahrens gemäß den Ar­
tikeln 14 bis 19 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 be­
antragt. 

(5) Der Antrag wurde an Italien gerichtet, das mit der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1490/2002 als berichterstattender Mit­
gliedstaat benannt worden war. Die Frist für das be­
schleunigte Verfahren wurde eingehalten. Die Spezifika­
tion des Wirkstoffs und die vorgesehenen Anwendungen 
sind identisch mit denjenigen, die Gegenstand der Ent­
scheidung 2008/769/EG waren. Der Antrag genügt fer­
ner den übrigen inhaltlichen und verfahrenstechnischen 
Anforderungen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 33/2008. 

(6) Italien bewertete die vom Antragsteller vorgelegten zu­
sätzlichen Daten und verfasste einen Zusatzbericht. Die­
sen Bericht übermittelte es am 26. Februar 2010 der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Fol­
genden „die Behörde“) und der Kommission. Die Behörde 
leitete den Zusatzbericht zur Stellungnahme an die übri­
gen Mitgliedstaaten und den Antragsteller weiter und 
übermittelte der Kommission die bei ihr eingegangenen 
Stellungnahmen. Nach Artikel 20 Absatz 1 der Verord­
nung (EG) Nr. 33/2008 und auf Ersuchen der Kommis­
sion legte die Behörde der Kommission am
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23. Februar 2011 ihre Schlussfolgerung zur Risikobewer­
tung für Propanil ( 1 ) vor. Der Entwurf des Bewertungs­
berichts, der Zusatzbericht und die Schlussfolgerung der 
Behörde wurden von den Mitgliedstaaten und der Kom­
mission im Rahmen des Ständigen Ausschusses für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit geprüft und am 
27. September 2011 in Form des Überprüfungsberichts 
der Kommission für Propanil abgeschlossen. 

(7) Anhand der vom Antragsteller vorgelegten neuen Daten, 
die in den Zusatzbericht aufgenommen wurden, konnte 
ein Wert für die annehmbare Anwenderexposition fest­
gelegt werden. Bei der Bewertung dieses Wirkstoffs erga­
ben sich jedoch eine Reihe weiterer Bedenken. Vor allem 
war es nicht möglich, eine zuverlässige Bewertung der 
Verbraucherexposition durchzuführen, da Daten über 
die Toxizität des Metaboliten 3,4-DCA fehlten, die mög­
licherweise höher ist als die der Ausgangsverbindung. 
Außerdem konnten für die unterstützte Anwendung auf 
Reis keine Rückstandshöchstmengen vorgeschlagen wer­
den, da die vorgelegten Versuche nicht nach der einschlä­
gigen guten landwirtschaftlichen Praxis durchgeführt 
worden waren. Für Vögel und Säugetiere wurde ein ho­
hes Risiko ermittelt, für aquatische Organismen und 
Nichtzielarthropoden kann anhand der vom Antragsteller 
vorgelegten Daten ein hohes Risiko nicht ausgeschlossen 
werden. Darüber hinaus kann ein möglicher atmosphäri­
scher Ferntransport nicht ausgeschlossen werden. 

(8) Die Kommission forderte den Antragsteller auf, zu der 
Schlussfolgerung der Behörde Stellung zu nehmen. Ge­
mäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
33/2008 forderte die Kommission den Antragsteller fer­
ner auf, zum Entwurf des Überprüfungsberichts Stellung 
zu nehmen. Die daraufhin vom Antragsteller vorgelegte 
Stellungnahme wurde eingehend geprüft. 

(9) Die in Erwägungsgrund 7 aufgeführten Bedenken konn­
ten jedoch trotz der vom Antragsteller vorgebrachten 
Argumente nicht ausgeräumt werden. Es konnte folglich 
nicht nachgewiesen werden, dass davon ausgegangen 
werden kann, dass Propanil enthaltende Pflanzenschutz­

mittel unter den vorgeschlagenen Anwendungsbedingun­
gen die Anforderungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buch­
staben a und b der Richtlinie 91/414/EWG grundsätzlich 
erfüllen. 

(10) Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 sollte Propanil daher nicht genehmigt wer­
den. 

(11) Im Interesse der Klarheit sollte die Entscheidung 
2008/769/EG aufgehoben werden. 

(12) Die vorliegende Verordnung steht der Einreichung eines 
neuen Antrags auf Genehmigung von Propanil gemäß 
Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht ent­
gegen. 

(13) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nichtgenehmigung des Wirkstoffs 

Der Wirkstoff Propanil wird nicht genehmigt. 

Artikel 2 

Aufhebung 

Die Entscheidung 2008/769/EG wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 25. Oktober 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1079/2011 DER KOMMISSION 

vom 25. Oktober 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A 
aufgeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 26. Oktober 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 25. Oktober 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL 57,4 
MA 48,8 
MK 52,3 
ZZ 52,8 

0707 00 05 AL 45,6 
MK 62,2 
TR 151,2 
ZZ 86,3 

0709 90 70 AR 33,4 
TR 132,0 
ZZ 82,7 

0805 50 10 AR 62,5 
TR 69,8 
ZA 78,3 
ZZ 70,2 

0806 10 10 BR 217,5 
CL 71,4 
TR 144,1 
ZA 67,9 
ZZ 125,2 

0808 10 80 AR 61,9 
BR 86,4 
CA 106,3 
CL 90,0 
CN 82,6 
NZ 113,1 
US 99,9 
ZA 107,1 
ZZ 93,4 

0808 20 50 CN 53,4 
TR 126,5 
ZZ 90,0 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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LEITLINIEN 

LEITLINIE DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 14. Oktober 2011 

zur Änderung der Leitlinie EZB/2007/2 über ein transeuropäisches automatisiertes Echtzeit-Brutto- 
Express-Zahlungsverkehrssystem (TARGET2) 

(EZB/2011/15) 

(2011/704/EU) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 2, 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral­
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf die 
Artikel 3.1, 17, 18 und 22, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der EZB-Rat hat die Leitlinie EZB/2007/2 vom 26. April 
2007 über ein transeuropäisches automatisiertes Echtzeit- 
Brutto-Express-Zahlungsverkehrssystem (TARGET2) ( 1 ) 
zur Regelung von TARGET2 verabschiedet, welches auf 
einer einzigen technischen Plattform mit der Bezeichnung 
Gemeinschaftsplattform („Single Shared Platform“) be­
ruht. 

(2) Die Leitlinie EZB/2007/2 sollte geändert werden, um a) 
der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, „Risikoerwägun­
gen“ in die Kriterien einzubeziehen, aufgrund derer ein 
Antrag auf Teilnahme an TARGET2 abgelehnt wird und 
die Teilnahme eines Teilnehmers an TARGET2 oder sein 
Zugang zu Innertageskrediten suspendiert, beschränkt 
oder beendet werden kann; und b) neue Anforderungen 
für TARGET2-Teilnehmer im Zusammenhang mit den 
Verwaltungsmaßnahmen und restriktiven Maßnahmen, 
die durch die Artikel 75 bzw. 215 des Vertrags einge­
führt wurden, zu berücksichtigen — 

HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderungen der Leitlinie EZB/2007/2 

(1) In Artikel 2 der Leitlinie EZB/2007/2 erhält die Definition 
der „Übergangsfrist“ folgende Fassung: 

„— ‚Übergangsfrist‘: in Bezug auf jede Zentralbank des Euro­
systems die Vierjahresfrist ab dem Zeitpunkt, an dem die 
Zentralbank des Eurosystems zur SSP migriert, soweit 
nicht der EZB-Rat im Einzelfall bezüglich bestimmter 
Eigenschaften oder Dienstleistungen anders entschieden 
hat;“ 

(2) Die Anhänge II, III und V der Leitlinie EZB/2007/2 wer­
den nach Maßgabe des Anhangs dieser Leitlinie geändert. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Leitlinie tritt zwei Tage nach ihrer Verabschiedung in 
Kraft. Sie gilt ab dem 21. November 2011. 

Artikel 3 

Adressaten und Umsetzungsbestimmungen 

(1) Diese Leitlinie ist an alle Zentralbanken des Eurosystems 
gerichtet. 

(2) Die teilnehmenden nationalen Zentralbanken übermitteln 
der EZB bis zum 21. Oktober 2011 die Regelungen, mit denen 
sie beabsichtigen, diese Leitlinie umzusetzen. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 14. Oktober 2011. 

Für den EZB-Rat 
Der Präsident der EZB 

Jean-Claude TRICHET
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ANHANG 

1. Anhang II wird wie folgt geändert: 

a) In Artikel 1 erhalten die Definitionen der Begriffe „Zahlungsempfänger“ und „Zahler“ folgende Fassung: 

„— ‚Zahlungsempfänger‘ (‚payee‘): mit Ausnahme der Verwendung in Artikel 39 dieses Anhangs ein TARGET2- 
Teilnehmer, auf dessen PM-Konto aufgrund der Abwicklung eines Zahlungsauftrags eine Gutschrift erfolgt; 

— ‚Zahler‘ (‚payer‘): mit Ausnahme der Verwendung in Artikel 39 dieses Anhangs ein TARGET2-Teilnehmer, 
dessen PM-Konto aufgrund der Abwicklung eines Zahlungsauftrags belastet wird;“ 

b) Artikel 8 Absatz 4 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) nach Einschätzung der [Name der Zentralbank einfügen] eine Teilnahme die Gesamtstabilität, Solidität und 
Sicherheit von TARGET2-[Zentralbank/Ländercode einfügen] oder eines anderen TARGET2-Komponenten- 
Systems oder die Erfüllung der in [Verweis auf die jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften] und in der 
Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank genannten Aufgaben 
der [Name der Zentralbank einfügen] gefährden würde oder unter Risikoerwägungen eine Gefahr darstellt.“ 

c) Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

„e) ein anderes Ereignis in Bezug auf den Teilnehmer eintritt, das nach Einschätzung der [Name der Zentralbank 
einfügen] ein besonderes Risiko für die Gesamtstabilität, Solidität und Sicherheit von TARGET2-[Name der 
Zentralbank/Ländercode] oder eines anderen TARGET2-Komponenten-Systems begründet oder die Erfüllung 
der in [Verweis auf die jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften] und in der Satzung des Europäischen Systems 
der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank beschriebenen Aufgaben durch die [Name der Zentral­
bank einfügen] gefährden würde oder unter Risikoerwägungen eine Gefahr darstellt, und/oder“ 

d) Artikel 39 wird wie folgt geändert: 

i) Der Titel „Datenschutz, Geldwäschebekämpfung und damit zusammenhängende Aspekte“ erhält folgende Fas­
sung: „Datenschutz, Geldwäschebekämpfung, Verwaltungsmaßnahmen oder restriktive Maßnahmen und damit 
zusammenhängende Aspekte“. 

ii) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Wenn Teilnehmer als Zahlungsdienstleister eines Zahlers oder Zahlungsempfängers handeln, müssen sie 
alle Anforderungen erfüllen, die sich aus Verwaltungsmaßnahmen oder restriktiven Maßnahmen gemäß 
Artikel 75 bzw. Artikel 215 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union ergeben, einschließlich 
im Hinblick auf die Benachrichtigung und/oder Einholung der Zustimmung einer zuständigen Behörde im 
Zusammenhang mit der Bearbeitung von Transaktionen. Darüber hinaus gilt Folgendes: 

a) Ist die [Name der Zentralbank einfügen] der Zahlungsdienstleister eines Teilnehmers, der Zahler ist, 

i) muss der Teilnehmer im Namen der Zentralbank, die vorrangig zur Vornahme der Benachrichtigung oder 
Einholung der Zustimmung verpflichtet ist, die erforderliche Benachrichtigung vornehmen oder Zustim­
mung einholen und der [Name der Zentralbank einfügen] nachweisen, dass er die Benachrichtigung 
vorgenommen oder die Zustimmung eingeholt hat; 

ii) darf der Teilnehmer einen Überweisungsauftrag erst dann in TARGET2 einstellen, wenn er von der 
[Name der Zentralbank einfügen] die Bestätigung erhalten hat, dass die erforderliche Benachrichtigung 
oder Zustimmung vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers oder im Namen des Zahlungs­
dienstleisters des Zahlungsempfängers vorgenommen bzw. eingeholt worden ist. 

b) Ist die [Name der Zentralbank einfügen] der Zahlungsdienstleister eines Teilnehmers, der Zahlungsempfänger 
ist, muss der Teilnehmer im Namen der Zentralbank, die vorrangig zur Vornahme der Benachrichtigung 
oder Einholung der Zustimmung verpflichtet ist, die erforderliche Benachrichtigung vornehmen oder Zu­
stimmung einholen und der [Name der Zentralbank einfügen] nachweisen, dass er die Benachrichtigung 
vorgenommen oder die Zustimmung eingeholt hat. 

Im Sinne dieses Absatzes haben die Begriffe ‚Zahlungsdienstleister‘, ‚Zahler‘ und ‚Zahlungsempfänger‘ die 
Bedeutungen, die ihnen in den einschlägigen Verwaltungs- oder restriktiven Maßnahmen zukommen.“

DE L 279/6 Amtsblatt der Europäischen Union 26.10.2011



2. Anhang III wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe h der Definition von „Ausfallereignis“ erhält folgende Fassung: 

„h) wenn eine Stelle von der Teilnahme an einem anderen TARGET2-Komponenten-System und/oder einem 
Nebensystem suspendiert oder ausgeschlossen wurde;“ 

b) Der Titel „Vorläufiger oder endgültiger Ausschluss von Innertageskrediten“ erhält folgende Fassung: „Vorläufiger 
oder endgültiger Ausschluss oder Beschränkung von Innertageskrediten“. 

c) Absatz 12 erhält folgende Fassung: 

„(12) a) Die teilnehmenden NZBen schließen eine Stelle vorläufig oder endgültig von Innertageskrediten aus, 
wenn eines der folgenden Ausfallereignisse auftritt: 

i) Das Konto der Stelle bei der teilnehmenden NZB wird suspendiert oder geschlossen; 

ii) die betreffende Stelle erfüllt eine der in diesem Anhang festgelegten Anforderungen für die Gewäh­
rung von Innertageskrediten nicht mehr; 

iii) eine zuständige Justiz- oder sonstige Behörde hat die Entscheidung getroffen, ein Verfahren zur 
Abwicklung der Stelle durchzuführen, einen Insolvenzverwalter oder einen entsprechenden Verant­
wortlichen für die Stelle zu bestellen oder ein anderes entsprechendes Verfahren einzuleiten; 

iv) die Gelder der Stelle werden gesperrt und/oder ihr werden andere Maßnahmen von der Union auf­
erlegt, die die Fähigkeit der Stelle beschränken, über ihre Gelder zu verfügen. 

b) Die teilnehmenden NZBen können einen vorläufigen oder endgültigen Ausschluss vom Zugang zu Inner­
tageskrediten vornehmen, wenn eine NZB dem Teilnehmer gemäß Anhang II Artikel 34 Absatz 2 
Buchstabe b bis e kündigt oder ihn suspendiert oder ein oder mehrere Ausfallereignisse (die von den 
in Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe a genannten verschieden sind) eintreten. 

c) Wenn das Eurosystem beschließt, den Zugang der Geschäftspartner zu geldpolitischen Instrumenten 
aufgrund von Risikoerwägungen oder aus sonstigen Gründen gemäß Anhang I Abschnitt 2.4. der Leitlinie 
EZB/2000/7 vorläufig oder endgültig auszuschließen oder zu beschränken, setzen die teilnehmenden 
NZBen diesen Beschluss im Hinblick auf den Zugang zu Innertageskrediten gemäß den Bestimmungen 
der von den jeweiligen NZBen angewandten vertraglichen Regelungen oder Rechtsvorschriften um. 

d) Die teilnehmenden NZBen können beschließen, den Zugang eines Teilnehmers zu Innertageskrediten 
vorläufig oder endgültig auszuschließen oder zu beschränken, wenn der Teilnehmer aus Risikoerwägun­
gen als Gefahr angesehen wird. In diesen Fällen muss die teilnehmende NZB dies der EZB und anderen 
teilnehmenden NZBen sowie angeschlossenen Zentralbanken umgehend schriftlich mitteilen. Gegebenen­
falls entscheidet der EZB-Rat über die einheitliche Umsetzung der in allen TARGET2-Komponenten- 
Systemen getroffenen Maßnahmen.“ 

d) Absatz 13 erhält folgende Fassung: 

„13. Wenn eine teilnehmende NZB beschließt, den Zugang zu Innertageskrediten in Bezug auf einen Geschäfts­
partner für geldpolitische Geschäfte des Eurosystems vorläufig oder endgültig auszuschließen oder zu beschränken, 
wird dieser Beschluss erst mit Zustimmung der EZB wirksam.“ 

3. In Anhang V Artikel 4 Absatz 16 Buchstabe b wird „Anlage IA“ durch „Anlage IV“ und „Anhang V“ durch „Anhang 
II“ ersetzt.
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